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Deutsche Bahn AG (28.04.2025) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Hinweise werden in 

den Planunterlagen berücksichtigt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entsteht darüber hinaus kein weiterer 

Handlungsbedarf. 
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zu 2.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen. 

Aufgrund der Geltungsbereichsreduzierung und der Anpassung der Planung wird der 

Schutzstreifen der vorhandenen Bahnstromleitung nicht länger vom Baufenster tan-

giert.  

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entsteht somit kein weiterer Handlungs-

bedarf. 

 
 
zu 3.: Die Hinweise betreffend der Bau- und Errichtungsphase des Solarparks 

werden in die Begründung integriert und an den Vorhabenträger herangetragen. 

Adressat für die Hinweise sind die nachfolgenden Planungsebenen (Erschließungs-

planung, Bauausführung, etc.), bei der die Hinweise zu beachten sind. Auf Ebene der 

verbindlichen Bauleitplanung entsteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 
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GASCADE Gastransport GmbH (14.04.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis auf die Erdgashochdruckleitung und ein Lichtwellenleiter-Ka-

bel wird zur Kenntnis genommen und gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich 

übernommen und auf der Plankarte aufgeführt sowie in der Begründung er-

gänzt. 

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

Aufgrund der zum Entwurf erfolgten Geltungsbereichsreduzierung verlaufen die ge-

nannte Erdgas-Fernleitung und die LWL-Kabeltrasse im überwiegenden Teil außer-

halb des reduzierten Geltungsbereiches und tangiert lediglich den Bereich der Zuwe-

gung im Nordosten des Geltungsbereiches. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entsteht darüber hinaus kein weiterer 

Handlungsbedarf. 
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zu 2.: Die Hinweise auf den Umgang mit den Leitungsinfrastrukturen sowie de-

ren Schutzstreifen wird zur Kenntnis genommen und in die Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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zu 3.: Dem Hinweis wurde entsprochen. 

Für das Bauleitplanverfahren wird eine erneute eingeschränkte Offenlage durchge-

führt. Die GASCADE Gastransport GmbH ist bisher an allen Beteiligungszeiträumen 

berücksichtigt worden. 
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Hessen Mobil – Straßen- und Verkehrsmanagement, Eschwege (16.04.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis und die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan angeführt. 

Die Hinweise wurden im Rahmen der Frühzeitigen Beteiligung berücksichtigt und sind 

auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungs-

planung, etc.) zu beachten. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entsteht dar-

über hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 

 
 
zu 3.: Der Hinweis über den Netzanschluss und die damit verbundenen Erschlie-

ßungsmaßnahmen wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 
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zu 4.: Dem Hinweis wird gefolgt. 

Die personenbezogenen Daten werden entsprechend geschwärzt und Hessen Mobil 

als Träger öffentlicher Belange wird über den zukünftigen Satzungsbeschluss infor-

miert werden. 
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K+S Minerals and Agriculture GmbH (02.04.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
 
zu 1.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen. 

Der die Anlagen der K + S Minerals and Agriculture GmbH betreffende Schutzstreifen 

wird durch die Reduzierung des Geltungsbereiches zum Entwurf nicht länger beein-

trächtigt. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entsteht darüber hinaus kein 

weiterer Handlungsbedarf. 
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Kreisausschuss des LK Fulda (23.04.2025) 

 

Beschlussempfehlungen 

 
zu 1.: Die Hinweise und die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. Unter 
Abwägung aller Belange gemäß § 1 Abs.6 und 7 BauGB, § 1a und § 2 Abs.4 
BauGB hält die Gemeinde Künzell an der Ausweisung des Sondergebietes fest 
und gewichtet die Belange der Erneuerbaren Energie und des Klimaschutzes 
höher als die Belange der Zerschneidung der Landschaft, der Beeinträchtigung 
des Landschaftsbildes und der Erholung und der Eingriff in den Lebensraum.  
Begründung:  
Die Bedenken wurden teilweise schon zum Vorentwurf des Vorh. Bebauungsplanes 
aufgeführt. Zum Entwurf wurde daher der Geltungsbereich verkleinert, wodurch die 
Durchlässigkeit für Wildtiere bereits erhöht wurde. Zum Entwurf 2. Offenlage wird jetzt 
auch noch der landwirtschaftliche Weg in Teilbereichen nicht mehr für einen öffentli-
chen Ausbau (Radweg) vorgesehen. Die übrigen temporären Eingriffe in den Boden, 
Natur und Landschaft wurden in der Umweltprüfung und im Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag bewertet und eingriffsminimierende und Ausgleichsmaßnahmen festge-
setzt. Auf die Ausführungen in den Planwerken wird verwiesen. Die hier angespro-
chene Zerschneidung der Landschaft findet, wie hier beschrieben, nicht statt: Zwar 
umfasst der Geltungsbereich eine Fläche von 11,5 Hektar, wobei jedoch lediglich zwei 
Baufelder (5,1 Hektar und 2,2 Hektar) entstehen, die eingezäunt werden. Die beiden 
Teilbereiche werden durch einen Wanderkorridor getrennt, sodass die angemerkte 
Zerschneidungswirkung derartig im Verlauf des Planungsprozesses deutlich relativiert 
wurde. 
Zusammenfassend kann aufgeführt werden, dass sich die Gemeinde mit den Belan-
gen des Natur- und Landschaftsschutzes intensiv auseinandergesetzt hat, die land-
wirtschaftlichen Nutzflächen nicht unwiederbringlich verloren sind (Stichwort Baurecht 
auf Zeit), die Flächen bereits durch die Infrastrukturleitungen (Strom und Gas) deutlich 
vorbelastet sind und keine Tierpopulation erheblich beeinträchtigt wird. Zum Belang 
Erneuerbare Energien und Klimaschutz kann der § 2 EEG2023 aufgeführt werden: Die 
Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen lie-
gen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis 
die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die er-
neuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutz-
güterabwägungen eingebracht werden. Satz 2 ist nicht gegenüber Belangen der Lan-
des- und Bündnisverteidigung anzuwenden. 
Der Solarpark stellt einen Baustein für die regionale Stromerzeugung dar und die Er-
zeugung erneuerbarer Energien wird für das Gebiet der Vorhabenfläche seitens der 
Gemeinde höher gewichtet als der Belang Natur und Landschaft. 
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 zu 2.: Der Hinweis auf die Anwendung der Kompensationsverordnung wird zur 
Kenntnis genommen, ist aber für die Kommune nicht zwingend verpflichtend.  
In der Umweltprüfung und im Umweltbericht erfolgt eine verbal-argumentative Bewer-
tung des Eingriffs und des Ausgleichs. Aufgrund der Besonderheit der Planung einer 
temporär angelegten Photovoltaik-Freiflächenanlage hat der Umweltplaner diese Art 
der Bewertung des Eingriffs und des Ausgleichs gewählt. 
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zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die Pflegemaßnahmen wer-
den in den textlichen Festsetzungen für das Grünland weiter präzisiert.  
 
 
zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und der Umweltbericht um wei-
tere Ausführungen und Bewertungen zur Beeinträchtigung des Grünlandes auf-
geführt.  
 
 
 
zu 5.: Der Hinweis zur Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für Kom-
pensationsmaßnahmen wird zur Kenntnis genommen. 
Es werden für den Bebauungsplan keine externe Ausgleichsflächen ausgewiesen. Die 
Ausgleichsmaßnahmen werden im Plangebiet durchgeführt und sind so gewählt, dass 
die bisherige Grünlandnutzung eingeschränkt fortgeführt werden kann.  
 
 
 
zu 6.: Die Hinweise und die konditionelle Zustimmung werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Hinweise werden in der Begründung zum Bebauungsplan aufge-
führt und der Vorhabenträger entsprechend in Kenntnis gesetzt.  
Die Gemeinde Künzell hat einen Durchführungsvertrag mit dem Vorhabenträger 
aufgesetzt, indem der Vorhabenträger verpflichtet wird, für die Löschwasserver-
sorgung zu sorgen und bis zur Inbetriebnahme der Anlagen ein Brandschutz-
konzept mit der zuständigen Brandschutzbehörde zu erarbeiten und vorzulegen. 
Aufgrund von landesrechtlichen Vorgaben liegt die Zuständigkeit für die Löschwasser-
versorgung im Bundesgebiet grundsätzlich bei der jeweiligen Gemeinde. In Absprache 
mit dem Vorhabenträger überträgt die Gemeinde Künzell die Zuständigkeit auf den 
Vorhabenträger und sichert dies entsprechend vertraglich in Form des Durchführungs-
vertrages. 
Die Hinweise sind folglich auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bau-
ausführung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. Auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung entsteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 
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Landesjagdverband Hessen (17.04.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
zu 1.: Die Hinweise und die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. Unter 
Abwägung aller Belange gemäß § 1 Abs.6 und 7 BauGB, § 1a und § 2 Abs.4 
BauGB hält die Gemeinde Künzell an der Ausweisung des Sondergebietes fest 
und gewichtet die Belange der Erneuerbaren Energie und des Klimaschutzes 
höher als die Belange von Natur Landschaft.  
Begründung:  
Zum Entwurf wurde der Geltungsbereich verkleinert, wodurch die Durchlässigkeit für 
Wildtiere bereits erhöht wurde. Zum Entwurf 2. Offenlage wird jetzt auch noch der 
landwirtschaftliche Weg in Teilbereichen nicht mehr für einen öffentlichen Ausbau 
(Radweg) vorgesehen, was in der Summe zu einer Beruhigung des Raumes beiträgt. 
Die übrigen temporären Eingriffe in den Boden, Natur und Landschaft wurden in der 
Umweltprüfung und im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag bewertet und eingriffsmini-
mierende und Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt. Auf die Ausführungen in den Plan-
werken wird verwiesen. 
Zusammenfassend kann aufgeführt werden, dass sich die Gemeinde mit den Belan-
gen des Natur- und Landschaftsschutzes intensiv auseinandergesetzt hat, die land-
wirtschaftlichen Nutzflächen nicht unwiederbringlich verloren sind (Stichwort Baurecht 
auf Zeit), die Flächen bereits durch die Infrastrukturleitungen (Strom und Gas) deutlich 
vorbelastet sind und keine Tierpopulation erheblich beeinträchtigt wird. Zum Belang 
Erneuerbare Energien und Klimaschutz kann der § 2 EEG2023 aufgeführt werden: Die 
Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen lie-
gen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis 
die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die er-
neuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutz-
güterabwägungen eingebracht werden. Satz 2 ist nicht gegenüber Belangen der Lan-
des- und Bündnisverteidigung anzuwenden. 
Der Solarpark stellt einen Baustein für die regionale Stromerzeugung dar und die Er-
zeugung erneuerbarer Energien wird für das Gebiet der Vorhabenfläche seitens der 
Gemeinde höher gewichtet als der Belang Natur und Landschaft. 
Die Ablehnung der Planung wird weiterhin zur Kenntnis genommen, die Ge-
meinde Künzell hält jedoch an der Ausweisung des Sondergebietes fest und be-
gründet dies mit den Belangen der Erneuerbaren Energie und des Klimaschut-
zes. 
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zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Verwiesen wird auf den 
Beschluss zu 1.  
In der Begründung zum Bebauungsplan wurde eine Alternativenprüfung durchgeführt 
(Kapitel 1.6), auf die hiermit verwiesen wird. Im Rahmen der regionalplanerischen 
Standortalternativenprüfung wurden (entsprechend der Prüfkaskade im Regionalplan 
Nordhessen sowie ergänzend im Teilregionalplan Energie Nordhessen) zunächst die 
Innenentwicklungspotenziale (bereits versiegelte oder vorbelastete Flächen sowie 
Konversionsflächen) geprüft. Hier konnten im Gemeindegebiet Künzell weder dem 
Vorhaben angemessene Innenentwicklungspotenziale noch Konversionsflächen aus-
findig gemacht werden. Im zweiten Schritt wurden Vorranggebiete für Industrie und 
Gewerbe Bestand betrachtet. Hier wurden 4 Vorranggebiete identifiziert, welche tief-
gehend analysiert wurden, mit dem Ergebnis, dass diese für die Entwicklung eines 
Solarparks nicht geeignet sind. Abschließend wurden die Sonderbauflächen Zweck-
bestimmung Photovoltaik im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Künzell 
in den Fokus der Prüfung genommen. Hier konnten 3 Alternativen identifiziert werden, 
welche aufgrund diverser Gründe (z.B. Nähe zur Wohnbebauung, Immissionsschutz-
rechtliche Konflikte, etc.) nicht für die Entwicklung herangezogen wurden. Da es sich 
vorliegend um einen Standort in einem maßgeblich anthropogen überformten Bereich 
handelt und das Gebiet als Vorbehaltsgebiet Forstwirtschaft und damit einem Grund-
satz der Raumordnung ausgewiesen wurde, wurde auf eine vertiefende Auseinander-
setzung mit den Vorranggebieten Landwirtschaft (welche per Definition nachrangig für 
die Solarparkentwicklung herangezogen werden sollen) verzichtet. 
Den Fachbehörden beim RP Kassel (Bauleitplanung und Obere Landesplanungsbe-
hörde) lag diese Prüfung vor, es wurde kein Veto eingelegt und der vorliegenden Ar-
gumentation gefolgt. Im Rahmen der Stellungnahme der Oberen Landesplanungsbe-
hörde wurde auf die kommunale Planungshoheit der Gemeinde Künzell verwiesen. Es 
liegt folglich im Ermessen der Gemeinde Künzell, an diesem Standort einen Solarpark 
zu entwickeln. Die übergeordnete Planungsebene (Regionalplanung) folgt somit der 
in der Begründung durchgeführten Prüfung. 
Aufgrund des § 44 BNatSchG sind für die vorliegende Planung artenschutzrechtliche 
Untersuchungen durchgeführt worden. Die Ergebnisse und fachlichen Konsequenzen 
sind bei der Planung berücksichtigt worden, es liegen keine Verstöße gegen § 44 
BNatSchG vor. Die Untere Naturschutzbehörde hat keine Bedenken zum Artenschutz 
bzw. zum AFB vorgetragen.  
(Info: Mittlerweile liegen einige Studien zur Artenvielfalt in Freiflächen-Photovoltaikan-
lagen vor, auf die hiermit verwiesen wird).  
In der Umweltprüfung und im Umweltbericht erfolgt eine verbal-argumentative Bewer-
tung des Eingriffs und des Ausgleichs. Aufgrund der Besonderheit der Planung einer 
temporär angelegten Photovoltaik-Freiflächenanlage hat der Umweltplaner diese Art 
der Bewertung des Eingriffs und des Ausgleichs gewählt. Neben den Ausgleichsflä-
chen sind auch extensive Grünlandflächen außerhalb des Parks festgesetzt, die 
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zusammen mit den Maßnahmen zum Grünland innerhalb des Parks den Eingriff in 
Boden, Natur und Landschaft minimieren bzw. in Teilbereichen aufwerten.  
Der Eingriff in die Wechselbeziehungen der Tierarten zwischen den angrenzenden 
Waldflächen und jetzigen Acker- und Grünlandflächen werden auch aufgrund der Ver-
kleinerung des Geltungsbereiches deutlich verbessert bzw. minimiert. Niederwild, 
Kleinsäuger, Vögel und andere Arten können die Flächen des Parks weiterhin als Le-
bensraum nutzen oder ihn durchqueren. Größeres Wild kann die vorgesehenen und 
bestehenden Wanderkorridore nutzen. So werden beim vorliegenden Park die ein-
schlägigen Vorgaben der TH Bingen (Leitfaden für naturverträgliche und biodiversi-
tätsfreundliche Solarparks, hier u.a. für Einzäunungen) beachtet. 
 
Die Ablehnung der Planung wird weiterhin zur Kenntnis genommen, die Ge-
meinde Künzell hält jedoch an der Ausweisung des Sondergebietes fest und be-
gründet dies mit den Belangen der Erneuerbaren Energie und des Klimaschut-
zes. 
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Osthessen Netz GmbH (04.04.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise, die in der Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung geäu-
ßert wurden, werden weiterhin berücksichtigt. 
 
 
zu 3.: Der Hinweis über den Anschluss des geplanten Batteriespeichers wird zur 
Kenntnis genommen und in die Begründung zum Bebauungsplan integriert. 
Der Vorhabenträger ist entsprechend informiert. Der Anschluss des geplanten Batte-
riespeichers ist vorerst nicht möglich. Die Bauleitplanung wird jedoch darauf ausge-
legt, dass eine derartige Speicheranlage (sofern Kapazitäten durch Netzausbaumaß-
nahmen erzeugt werden und das Vorhaben wirtschaftlich abbildbar ist) ggf. zukünftig 
nachgerüstet werden kann. 
 
 
zu 4.: Der Hinweis über die Nicht-Betroffenheit wird zur Kenntnis genommen. 
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Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (17.04.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und nachrichtlich gemäß § 

9 Abs. 6 BauGB auf der Plankarte und in die Begründung zum Bebauungsplan 

aufgeführt. 

Adressat für die Hinweise sind die nachfolgenden Planungsebenen (Erschließungs-

planung, Baugenehmigung, Bauausführung, etc.). Auf Ebene der verbindlichen Bau-

leitplanung entsteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 

 
 
 
zu 2.: Dem Hinweis wird entsprochen. 
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Regierungspräsidium Kassel, Bergaufsicht (31.03.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis und die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur 

Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Dem Hinweis wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 Auswertung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs.2 und § 4 Abs.2 BauGB  
 

   

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Solarpark Engelhelmser Hecken“  Seite 24 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1 
 
 
 
 
 
 
 
 

Regierungspräsidium Kassel, Obere Landwirtschaftsbehörde (01.04.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Die Zusammenfassung über die vorliegenden Planziele wird zustimmend 

zur Kenntnis genommen. 
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zu 2.: Der Hinweis über die gemarkungsunterdurchschnittliche Bodenqualität im 

Plangebiet wird zur Kenntnis genommen. 

Die durchschnittliche Ertragsmesszahl pro Ar beläuft sich in der Gemarkung Engel-

helms auf 38. Gemäß dem BodenViewer des Landes Hessen ist zu erkennen, dass 

das vorliegend gewählte Plangebiet durchschnittliche Ertragsmesszahlen zwischen 20 

und 40 aufweist, wobei der überwiegende Flächenanteil Ertragsmesszahlen zwischen 

30 und 35 darstellt. Es handelt sich somit um gemarkungsunterdurchschnittliche Bo-

denqualitäten. Die Flächen werden derzeit überwiegend als Grünland genutzt, inso-

fern tragen sie nur indirekt zur grundlegenden Ernährungssicherheit der Bevölkerung 

bei. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis über die regionalplanerische Vorgabe als Vorbehaltsgebiet 

für Forstwirtschaft wird zur Kenntnis genommen. 

Gemäß der Anregung wird der Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes aus agrarstruktureller Sicht als untergeordnet eingestuft. Aufgrund der Festset-

zung 1.5 (Baurecht auf Zeit) ist dieser Standort langfristig für die Landwirtschaft gesi-

chert und geht nicht unwiederbringlich der lw. Bewirtschaftung verloren.   

 

 

zu 4.: Der Hinweis über die vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen wird zur 

Kenntnis genommen. Dem Hinweis wird entsprochen. 

Die Kompensationsmaßnahmen werden innerhalb des vorliegenden Geltungsberei-

ches verortet, sodass über den Geltungsbereich hinaus keine weiteren landwirtschaft-

lichen Nutzflächen belastet werden. 
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Regierungspräsidium Kassel, Naturschutz (14.05.2025) 
 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
zu 1.: Die Hinweise und der Verweis auf die Stellungnahme in der frühzeitigen 
Beteiligung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
zu 2.: Die Hinweise und die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. Unter 
Abwägung aller Belange gemäß § 1 Abs.6 und 7 BauGB, § 1a und § 2 Abs.4 
BauGB hält die Gemeinde Künzell an der Ausweisung des Sondergebietes fest 
und gewichtet die Belange der Erneuerbaren Energie und des Klimaschutzes 
höher als die Belange von Natur Landschaft.  
Begründung:  
Zum Entwurf wurde der Geltungsbereich verkleinert, wodurch die Durchlässigkeit für 
Wildtiere bereits erhöht wurde. Zum Entwurf 2. Offenlage wird jetzt auch noch der 
landwirtschaftliche Weg in Teilbereichen nicht mehr für einen öffentlichen Ausbau 
(Radweg) vorgesehen, was in der Summe zu einer Beruhigung des Raumes beiträgt. 
Die übrigen temporären Eingriffe in den Boden, Natur und Landschaft wurden in der 
Umweltprüfung und im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag bewertet und eingriffsmini-
mierende und Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt. Auf die Ausführungen in den Plan-
werken wird verwiesen. In der Begründung zum Bebauungsplan wurde eine Alterna-
tivenprüfung durchgeführt (Kapitel 1.6), auf die hiermit verwiesen wird. Den Fachbe-
hörden beim RP KS (Bauleitplanung und Obere Landesplanungsbehörde) lag diese 
Prüfung vor, es wurde kein Veto eingelegt. Alternativen auf bestehenden Gewerbeflä-
chen oder Recyclingflächen sind im Gemeindegebiet nicht vorhanden. Die Errichtung 
vom PV-Anlagen entlang von Autobahnen oder zweigleisigen Schienenwegen sind 
mittlerweile gemäß § 35 BauGB privilegiert und entziehen sich der kommunalen Steu-
erung durch Bauleitplanverfahren. Ein weiteres Argument für die Fläche ist die Vorbe-
lastung durch die Infrastrukturleitungen (Strom und Gas). 
Zusammenfassend kann aufgeführt werden, dass sich die Gemeinde mit den Belan-
gen des Natur- und Landschaftsschutzes intensiv auseinandergesetzt hat, die land-
wirtschaftlichen Nutzflächen nicht unwiederbringlich verloren sind (Stichwort Baurecht 
auf Zeit) und keine Tierpopulation erheblich beeinträchtigt wird. Zum Belang Erneuer-
bare Energien und Klimaschutz kann der § 2 EEG2023 aufgeführt werden: Die Errich-
tung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen liegen im 
überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis die 
Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuer-
baren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden  
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Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. Satz 2 ist nicht gegenüber Belangen 
der Landes- und Bündnisverteidigung anzuwenden. 
Der Solarpark stellt einen Baustein für die regionale Stromerzeugung dar und die Er-
zeugung erneuerbarer Energien wird für das Gebiet der Vorhabenfläche seitens der 
Gemeinde höher gewichtet als der Belang Natur und Landschaft. 
Die Ablehnung des Standortes wird weiterhin zur Kenntnis genommen, die Ge-
meinde Künzell hält jedoch an der Ausweisung des Sondergebietes fest und be-
gründet dies mit den Belangen der Erneuerbaren Energie und des Klimaschut-
zes. 
 
zu 3.: Die Hinweise über die Ausgestaltung des Wildtierkorridors werden zur 
Kenntnis genommen und die Pflegefestsetzungen weiter optimiert. Hierzu erfol-
gen auch Ergänzungen im Umweltbericht und in der Begründung. 
Der Eingriff in die Wechselbeziehungen der Tierarten zwischen den angrenzenden 
Waldflächen und jetzigen Acker- und Grünlandflächen werden auch aufgrund der Ver-
kleinerung des Geltungsbereiches deutlich verbessert bzw. minimiert. Niederwild, 
Kleinsäuger, Vögel und andere Arten können die Flächen des Parks weiterhin als Le-
bensraum nutzen oder ihn durchqueren. Größeres Wild kann die vorgesehenen und 
bestehenden Wanderkorridore nutzen. So werden beim vorliegenden Park die ein-
schlägigen Vorgaben der TH Bingen (Leitfaden für naturverträgliche und biodiversi-
tätsfreundliche Solarparks, hier u.a. für Einzäunungen) beachtet. 
 
zu 4.: Der Hinweis über eine potenzielle Beeinträchtigung der Vogelarten wäh-
rend der Bauzeiten wird zur Kenntnis genommen. Dem Vorhabenträger wird ein 
Hinweiszettel über eine ökologische Baubegleitung, eine Bauzeitenbegrenzung 
sowie einem Monitoring vorgelegt. Eine Festsetzung erfolgt jedoch nicht. 
Begründung: Um artenschutzrechtliche Konflikte ausschließen zu können, wurde ein 
entsprechendes Fachgutachten parallel zum Bauleitplanverfahren erstellt. Aus um-
weltgutachterlicher Sicht wird eine Bauzeitenbeschränkung nicht notwendig. Es wur-
den auf den Flächen selbst keine Arten dokumentiert, die eine solche Beschränkung 
erfordern, sondern lediglich im Umfeld in den Waldgebieten. Die lärmintensiven Bau-
tätigkeiten beschränken sich bei vorliegendem Vorhaben auf die Rammung der Pfos-
ten, welche in wenigen Wochen durchgeführt wird. Von einer Abwanderung aus den 
angrenzenden Bereichen wird nicht ausgegangen, zumal der Bereich bereits durch 
die errichteten Trassen anthropogen überformt ist. 
 
zu 5.: Die Hinweise über die vorgesehen Ausgleichsmaßnahmen werden zur 
Kenntnis genommen. Unter Abwägung aller Belange gemäß § 1 Abs.6 und 7 
BauGB, § 1a und § 2 Abs.4 BauGB hält die Gemeinde Künzell an der Ausweisung 
des Sondergebietes fest und gewichtet die Belange der Erneuerbaren Energie 
und des Klimaschutzes höher als die Belange von Natur Landschaft.  
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Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. Satz 2 ist nicht gegenüber Belangen 
der Landes- und Bündnisverteidigung anzuwenden. 
Es wird an den gewählten naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen fest-
gehalten. 
Begründung siehe unter zu 2. 
 
zu 6.: Der Hinweis über die eingriffsminimierende Maßnahme zur Vermeidung 
von Lichtverschmutzung zugunsten der Insekten wird zur Kenntnis genommen. 
Es ist seitens des Vorhabenträgers nicht vorgesehen oder beabsichtigt, eine dauer-
hafte Beleuchtung im Solarpark einzurichten. 
 
 
zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Vorhabenträger kommt bei weiterer Konkretisierung der Erschließung des Gebie-
tes auf die Naturschutzbehörde zur Abstimmung zu. 
 
 
zu 8.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Unter Abwägung aller Belange gemäß § 1 Abs.6 und 7 BauGB, § 1a und § 2 Abs.4 
BauGB hält die Gemeinde Künzell an der Ausweisung des Sondergebietes fest 
und gewichtet die Belange der Erneuerbaren Energie und des Klimaschutzes 
höher als die Belange von Natur Landschaft. 
Begründung 
Siehe zu 2 bis zu 7. 
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Regierungspräsidium Kassel, Wasserwirtschaft (15.04.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen. 
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zu 2.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen. 

Oberirdische Gewässer werden durch das vorliegende Plangebiet nicht betroffen. Auf 

Ebene der verbindlichen Bauleitplanung entsteht darüber hinaus kein weiterer Hand-

lungsbedarf. 
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Regierungspräsidium Kassel, Umweltschutz (22.04.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme des Dezernats 31.2, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 

abgegeben wurde, ist im Rahmen der Bauleitplanung berücksichtigt worden. 

 
 
 
zu 2.: Der Hinweis auf das Wasserschutzgebiet wird gemäß § 9 Abs.6 BauGB 
nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte und in der Begründung aufge-
führt. Die Ver- und Gebote sind bei den folgenden Planungsebenen zu beachten.  
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zu 3.: Der Hinweis in Bezug auf die Vorgaben des § 5 WHG („Allgemeine Sorg-
faltspflichten“) wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufgeführt 
Adressat für Hinweise sind die nachfolgende Erschließungsplanung, das Bauantrags-
verfahren und die Bauausführung 
 
zu 4.: Der Hinweis über die Ausgestaltung der Pflegemaßnahmen wird zur 
Kenntnis genommen und ist bereits in den textlichen Festsetzungen berücksich-
tigt (1.4.2). 
Hinsichtlich der Besatzdichte erfolgen weitere Hinweise im Umweltbericht.  
Durch die textliche Ergänzung einer Besatzungsdichte (z.B. 1 GVE/ha) kann gesteuert 
werden, dass trotz Beweidung der Fläche dem Grundwasserschutz und der Erhaltung 
der Artenvielfalt Rechnung getragen werden kann.  
Begründung: 
In der vorliegenden Planung wird die Beweidung durch Schafe oder Ziegen im Plan-
gebiet vorgesehen und zugelassen. Damit durch die Beweidung keine übermäßige 
Düngung der Böden und damit verbunden keine Nutzungsintensivierung ausgelöst, 
die im Konflikt zur vorgesehenen Extensivgrünlandpflege steht, wird eine Besatzungs-
dichte in den Pflegemaßnahmentext aufgenommen. Die Besatzungsdichte in Großvie-
heinheiten pro Hektar regelt, wie viele Tiere pro Hektar maximal das Gebiet beweiden 
dürfen. Der Begriff Großvieheinheit (kurz GVE) ist dabei relativ zu verstehen und dif-
ferenziert die unterschiedlichen Tierarten, die im Gebiet weiden könnten (z.B. eine 
ausgewachsene Kuh entspricht 1 GVE, während ein Schaf 0,1 GVE bzw. eine Ziege 
0,15 GVE entspricht). Dieser Logik folgend sind somit 10 Schafe bzw. 6-7 Ziegen pro 
Hektar zur Beweidung zulässig. 
Hintergrund der Festsetzung ist also die Belastung des Extensivgrünlandes durch Nut-
zungsintensivierung, weshalb es eine verträgliche Art der Beweidung benötigt, die 
hierdurch erzielt wird. Dies kann ebenfalls als Maßnahme zur Erhaltung der Biodiver-
sität aufgefasst werden. 
 
zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Seitens des Fachdienst Wasser und Bodenschutz bestehen keine Bedenken gegen 
die vorgelegte Planung. 
 
zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Ausgleichsmaßnahmen auf außerhalb des Geltungsbereiches liegenden Flächen ist 
nicht vorgesehen. 
 
zu 7.: Der Hinweis zur Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
wird zur Kenntnis genommen. 
Die dort vorbrachten Hinweise wurden, sofern die Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung betreffend, in der Planung berücksichtigt. 
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zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, siehe zu 7. 
 

 
zu 9.: Die Zustimmung zur Bodenfunktionsbewertung im Rahmen des Umwelt-
berichts wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Gemeinde Künzell hält 
jedoch an der vorgenommenen Eingriffsbewertung zum Thema Boden fest. Un-
ter Abwägung aller Belange gemäß § 1 Abs.6 und 7 BauGB, § 1a und § 2 Abs.4 
BauGB hält die Gemeinde Künzell an der Ausweisung des Sondergebietes fest 
und gewichtet die Belange der Erneuerbaren Energie und des Klimaschutzes 
höher als die Belange des Bodenschutzes.  
Begründung 
Die Vorgaben der Arbeitshilfe werden beim vorliegenden Verfahren nicht angewendet, 
da zum einen der Eingriff nicht mittels der Vorgaben der Kompensationsverordnung 
Hessen ermittelt wird und der eigentliche Eingriff auch deutlich kleiner 10.000m²  
beträgt. Im Zuge der Umweltprüfung wurde eine Bewertung des Eingriffs in die Böden 
vorgenommen. In Teilbereichen erfolgt eine deutliche Aufwertung durch die festge-
setzten Maßnahmen. Darüber hinaus werden die Böden durch die Planung aus der 
teils intensiven Nutzung genommen und die nächsten 30 Jahre extensiv genutzt, so 
dass sich die Böden generell „erholen“ können. 
 
Der Ermittlung des Kompensationsbedarfs liegt die baurechtliche Eingriffsregelung zu-
grunde, die nach § 1a Abs. 3 BauGB und § 18 BNatSchG bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen zu beachten ist. Vermeidung und Ausgleich unterliegen bei der bau-
rechtlichen Eingriffsregelung – im Gegensatz zur naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung (diese gilt bei Eingriffen außerhalb des Baurechts) – dem so genannten Abwä-
gungsgebot.  
Der Verlust oder die Beeinträchtigung von Bodenfunktionen durch Eingriffe, die aus 
dem geplanten Vorhaben resultieren, sollen durch geeignete bodenfunktionsbezo-
gene Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen werden. Dabei ist für Böden, auf de-
nen die Kompensationsmaßnahmen durchgeführt werden, der Erfüllungsgrad der na-
türlichen Bodenfunktionen zu erhöhen. Dies wurde bei der vorliegenden Planung 
beachtet. Zudem hat eine Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf den Bo-
den aufgrund der Ausführung der Bauleitplanung sowie der Durchführung der Aus-
gleichsmaßnahmen von der Kommune zu erfolgen (§ 4c BauGB). Die bodenbezoge-
nen Kompensationsmaßnahmen gilt es zudem in den Bauleitplänen über die so ge-
nannten Festsetzungen textlich und kartografisch zu verankern (vgl. § 1a Abs. 3 Satz 
2 BauGB). Auch das wurde bei der vorliegenden Planung durch die Festsetzungen 
1.2.1, 1.2.2, 1.2.3, 1.4.1-1.4.4 und 2.2 berücksichtigt. Maßnahmen, die nicht festge-
setzt werden können (da sie z. B. die Bauphase betreffen), werden über Hinweise auf 
der Plankarte und in der Begründung für den Vorhabenträger aufgeführt.  
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zu 11.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Gemeinde Künzell hält 
jedoch an der vorgenommenen Eingriffsbewertung zum Thema Boden fest. Un-
ter Abwägung aller Belange gemäß § 1 Abs.6 und 7 BauGB, § 1a und § 2 Abs.4 
BauGB hält die Gemeinde Künzell an der Ausweisung des Sondergebietes fest 
und gewichtet die Belange der Erneuerbaren Energie und des Klimaschutzes 
höher als die Belange des Bodenschutzes.  
Begründung 
Verwiesen wird auf die umfangreichen Ausführungen im Umweltbericht, u.a. sehr aus-
führlich in Kapitel 2.1. (Seite 14-20). 
 
 
zu 12.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die umfangreichen Ausführungen im Umweltbericht, u.a. sehr aus-
führlich in Kapitel 2.1. (Seite 14-20), in denen sich mit der bodenfunktionalen Kompen-
sationsbetrachtung auseinander gesetzt wurde.  
 
 
zu 13.: Der Hinweis über die Festsetzung einer Bodenkundlichen Baubegleitung 
wird zur Kenntnis genommen. Der Empfehlung wird nicht gefolgt, da die recht-
liche Grundlage für die Festsetzung nicht gegeben ist. 
Für die konkrete Festsetzung einer BBB fehlt die rechtliche Grundlage im § 9 BauGB. 
 
zu 14.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Auseinandersetzung mit dem vor-
sorgenden Bodenschutz im Umweltbericht wird zur Kenntnis genommen. 
Die Möglichkeiten des Festsetzungskataloges in Sachen Vorsorgender Bodenschutz 
sind durch die vorliegende Planung ausgeschöpft (siehe Ausführungen zu 10.). Drüber 
hinaus wurden aber in der Begründung Hinweise für die nachfolgende Planungsebene 
aufgenommen.  
 
zu 15.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf die entsprechenden Merk-
blätter wird in der Begründung zum Bebauungsplan entsprechend verwiesen. 
Adressat für die Hinweise sind die nachfolgenden Planungsebenen (Erschließungs-

planung, Baugenehmigung, Bauausführung, etc.). Auf Ebene der verbindlichen Bau-

leitplanung entsteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 

 
 
zu 16.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Die verschiedenen Vorgaben wie das BBodenSchG oder die einzelnen DIN-Normen 
gelten ohnehin im Rahmen der nachfolgenden Planungsebenen. 
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zu 17.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ein Verweis auf die ent-
sprechende Unterlage wird in der Begründung zum Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan aufgeführt. 
Adressat für die Hinweise sind die nachfolgenden Planungsebenen (Erschließungs-

planung, Baugenehmigung, Bauausführung, etc.). Auf Ebene der verbindlichen Bau-

leitplanung entsteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 
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Tennet TSO GmbH (11.04.2025) 

 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Die Hinweise und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
Der Leitungsschutzbereich der 380kV-Leitung „Dipperz – Großkrotzenburg“ verläuft 
aufgrund der Geltungsbereichsreduzierung zum Entwurf nicht länger im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes. 
 
 
 
zu 2.: Die Hinweise zu den möglichen Beeinträchtigungen der Solarmodule 
durch die vorhandene Leitungsinfrastruktur werden zur Kenntnis genommen 
und in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt. 
Adressat für die Hinweise sind die nachfolgenden Planungsebenen (Erschließungs-

planung, Baugenehmigung, Bauausführung, etc.). Auf Ebene der verbindlichen Bau-

leitplanung entsteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 
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zu 3.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen. 

Die in der frühzeitigen Beteiligung gemeldete und per Planfeststellungsverfahren ge-

sicherte Baueinsatzfläche zur Masterrichtung der geplanten 380kV-Leitung „Mecklar 

– Bergrheinfeld/West“ (als Teil der geplanten Fulda-Main-Link) wurde im Rahmen der 

Geltungsbereichsreduzierung berücksichtigt, sodass hier keine künftigen Konflikte 

zwischen Bauleitplanverfahren und Planfeststellungsverfahren zu erwarten sind.  

 
 
 
zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Dem Hinweis wird gefolgt. 
Die Betreibergesellschaft wurde in beiden formellen Beteiligungen berücksichtigt und 

wird auch zukünftig über die Ergebnisse der Abwägung informiert. 
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Anlage 
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Bürger 1 (09.04.2025) 
 
 

Beschlussempfehlungen 

 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis auf die eigentumsrechtlichen Verhältnisse in Bezug auf das 
Flurstück 35/14 werden zur Kenntnis genommen. Die Darstellung des landwirt-
schaftlichen Weges wird geändert und die Zuwegung erfolgt über die Vergabe 
von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten des Vorhabenträgers. Da hier-
durch die Grundzüge der Planung berührt werden, fasst die Gemeinde Künzell 
den Beschluss, eine erneute eingeschränkte Offenlage durchzuführen. 
Hinweis: 

Gemäß § 4a Abs.3 Satz 2 BauGB kann die erneute Stellungnahme nur zu den Ände-

rungen bzw. Ergänzungen abgegeben werden. Gemäß § 4a Abs.3 Satz 3 BauGB wird 

die Dauer der Veröffentlichungsfrist auf 2 Wochen verkürzt. Gemäß § 4a Abs.3 Satz 

4 BauGB werden nur die Öffentlichkeit sowie die berührten Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange beteiligt. 

 
Begründung: Aufgrund des hier vorangebrachten Widerspruches im Rahmen der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und den damit verbundenen eigentumsrechtlichen Bedenken 
seitens des Flächeneigentümers bedarf es Anpassungen an den zeichnerischen Fest-
setzungen der Plankarte des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, damit die Er-
schließung gemäß § 30 Abs. 2 BauGB als gesichert und der Bebauungsplan somit als 
vollzugsfähig betrachtet werden kann.  
In Absprache mit der Oberen Landesplanungsbehörde des RP Kassels wurde nahe-
gelegt, eine erneute (eingeschränkte) Offenlage durchzuführen, um die Änderungen 
an der Erschließungskonzeption durchführen zu können, da durch die Änderung die 
Grundzüge der Planung berührt werden und deshalb keine Änderung zum Satzungs-
beschluss ohne erneute Beteiligung durchgeführt werden kann.  
 
zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Planung wird entsprechend 
der vorangebrachten Anregung angepasst und eine erneute eingeschränkte 
Entwurfsoffenlage wird initiiert. 
Siehe Ausführung unter Nummer 1. 
 
 
 




